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Vorwort

Am 13. September 2026 entscheiden die Bürgerinnen und Bürger in Niedersachsen über die Zusammensetzung 
ihrer Kommunalparlamente � von Stadt-, Gemeinde  - und Samtgemeinderäten über Kreistage bis hin zur 
Regionsversammlung. Darüber hinaus �nden in vielen Kommunen auch Direktwahlen der Hauptverwaltungs  -
beamten statt. Diese Wahlen sind weit mehr als ein formaler Termin im Kalender: Sie stellen die Weichen dafür, 
wie unsere Städte und Gemeinden die kommenden fünf Jahre gestalten werden � und damit, unter welchen 
Rahmenbedingungen die regionale Wirtschaft arbeiten, investieren und wachsen kann.

Die niedersächsische Wirtschaft steht vor großen Herausforderungen. Seit der Coronapandemie ist ein nachhaltiges 
Wachstum ausgeblieben, und die Folgen der vergangenen Rezession sind noch allgegenwärtig. Hinzu kommen 
neue geopolitische und sicherheitspolitische Entwicklungen, die Deutschland insgesamt betre�en und auch auf die 
Kommunen wirken. Sie beein�ussen Investitionen, Arbeitsplätze und die strategische Ausrichtung der Wirtschaft vor 
Ort. Angesichts dieser Lage müssen Kommunen ihre Standortfaktoren besonders klug gestalten, Prioritäten setzen 
und Rahmenbedingungen scha�en, die Stabilität, Innovation und Zukunftsfähigkeit sichern.

Vor diesem Hintergrund hat unsere IHK dieses Positionspapier entwickelt, um die zentralen wirtschaftspolitischen 
Themen für die kommende Wahlperiode zu bündeln. Entstanden ist es aus einer engen Zusammenarbeit aller 
niedersächsischen IHKs und in Abstimmung mit Ausschüssen und Vollversammlungen, sodass die Expertise und 
Anregungen der Unternehmerinnen und Unternehmer aus der Praxis direkt in die Inhalte einge�ossen sind.

Mit den Kommunalpolitischen Positionen 2026 bieten wir den neu gewählten Räten und Verwaltungen 
unser Gesprächsangebot an. Gemeinsam wollen wir die Weichen für eine starke, zukunftsfähige Wirtschaft in 
Niedersachsen stellen. In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine anregende Lektüre!

Der Präsident Der Hauptgeschäftsführer
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2. Duale Ausbildung stärken

Die duale Ausbildung ist eine tragende Säule der 
Fachkräftesicherung und sorgt für leistungsfähige 
Kommunen und eine dynamische Wirtschaft in 
Niedersachsen. Jetzt braucht sie Rückenwind: Berufs  -
schulen müssen modern ausgestattet sein, junge 
Menschen benötigen eine gute Berufsorientierung mit 
Regionalbezug, bezahlbarem Wohnraum, verlässliche 
Mobilität und eine Kultur des lebenslangen Lernens vor 
Ort. 

Nur wenn junge Menschen gute Bedingungen 
vor�nden, können Betriebe Nachwuchs sichern, 
Kommunen zukunftsfähig bleiben und Perspektiven 
für alle Generationen entstehen. Unser Appell an die 
Kommunalpolitik: Sorgen Sie dafür, dass Ausbildung in 
Ihrer Region attraktiv bleibt!

Abbildung 2: Zufriedenheit mit Ausbildungsbetrieb 
(Azubi-Zufriedenheitsumfrage 2024)

 
 

  

74,98%  

24,86%

Ja Nein Keine Antwort

Würdest du dich wieder für deinen 
Ausbildungsbetrieb entscheiden?





9

Kommunalpolitische  Positionen

Was zu tun ist

Berufsbildende Schulen modernisieren und stärken:
Die duale Ausbildung braucht ein klares Signal: Berufsbildende Schulen müssen modern und attraktiv sein. 
Das bedeutet: wohnortnahe Angebote, barrierefreie Infrastruktur, moderne Fachräume und dauerhafte IT  -
Administrationsstellen. Nur wenn Berufsschulen personell, baulich und digital stark aufgestellt sind, kann die duale 
Ausbildung ihre volle Attraktivität entfalten. Schulen und Betriebe müssen zudem digital enger zusammenarbeiten.

Berufsorientierung verbindlich gestalten:
Eine systematische Berufsorientierung ist der Schlüssel, um Jugendliche passgenau in Ausbildung zu führen. Sie 
muss in allen Schulformen, auch Gymnasien, verbindlich mit Mindeststandards verankert werden. Dazu gehören 
verp�ichtende Praxisphasen, aktive Elternarbeit und ein Monitoring der Bildungs  - und Berufsverläufe. Kommunen 
können hier entscheidende Impulse setzen: etwa durch Praktikumswochen, Ausbildungsmessen und Aktionen, 
die Jugendlichen reale Einblicke in Berufsbilder ermöglichen und Eltern die Chancen der dualen Ausbildung 
näherbringen. Gut ausgestattete Jugendberufsagenturen können dabei als Bindeglied zwischen Jugendlichen, 
Betrieben und Schulen wirken und Lehrerinnen und Lehrer gezielt unterstützen.

Regionalmanagement professionalisieren:
Ein wirksames Regionalmanagement muss über Klassengrößen und Budgets hinausgehen. Es soll sicherstellen, dass 
Ausbildungsangebote wohnort  - und betriebsnah sind und den Bedarf der Betriebe tre�en. Dazu gehört, dass alle 
relevanten Partner � Kammern, Innungen, Betriebe und Sozialpartner � frühzeitig und systematisch in die Planungs  - 
und Entscheidungsprozesse eingebunden werden. Kommunen können diesen Prozess aktiv unterstützen, indem sie 
regionale Netzwerke stärken, landkreisübergreifend denken und für Transparenz über Kooperationsmöglichkeiten 
sorgen. So wird die duale Ausbildung attraktiver, und Doppelstrukturen werden vermieden.

Wohnen und Mobilität sichern:
Wer arbeitet, muss auch wohnen können � und wer eine Ausbildung macht, muss zuverlässig zur Schule und zum 
Betrieb kommen. Kommunalpolitik kann hier entscheidend gestalten, etwa indem sie die Rahmenbedingungen für 
die Entstehung bezahlbaren Wohnraums verbessert, �exible Wohnangebote für Auszubildende unterstützt sowie für 
ein attraktives und verlässliches Nahverkehrsangebot mit bezahlbaren ÖPNV-Angeboten für Auszubildende sorgt. So 
wird Ausbildung vor Ort realistisch, machbar und attraktiv.

Weiterbildungskultur etablieren:
Kommunen und lokale Bildungspartner müssen gemeinsam handeln, um Weiterbildung und Sprachförderung 
wirksam zu machen. Dazu gehören enge Abstimmungen zwischen Schulen, Betrieben, Volkshochschulen, 
Kammern und weiteren Bildungsträgern sowie die Bereitschaft, neue Formate zu erproben. Nur mit gut 
koordinierten, lokal verankerten Angeboten können Migranten schnell integriert und alle Beschäftigten bei der 
Transformation durch Digitalisierung und KI unterstützt werden.
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3. Bürokratie wirksam abbauen, 
Verwaltung modernisieren

In nahezu allen Unternehmensbefragungen zählt die 
überbordende Bürokratie zu den größten Hemmnissen 
für wirtschaftliches Handeln � häu�g steht sie 
sogar an erster Stelle. Formale Hürden, langwierige 
Verwaltungsverfahren und eine unzureichend 
digitalisierte Verwaltung bremsen die Wirtschaft 
aus und gefährden die E�zienz des Standorts 
Niedersachsen.

Gleichzeitig prägt die Digitalisierung längst alle Lebens  - 
und Arbeitsbereiche. Sie ist ein zentraler Faktor für die 
Wettbewerbsfähigkeit der niedersächsischen Wirtschaft, 
weil sie Prozesse vereinfacht, Innovationen ermöglicht 

und neue Geschäftsmodelle hervorbringt. Besonders an 
der Schnittstelle zwischen Wirtschaft und Verwaltung 
entscheidet eine moderne, nutzerorientierte 
Digitalisierung über E�zienz und Servicequalität. Doch 
genau hier bestehen auf Landes  - und Kommunalebene 
weiterhin erhebliche De�zite.

Nur eine deutliche Reduzierung und Vereinfachung von 
Rechtsvorschriften, kombiniert mit einer konsequenten 
und �ächendeckenden einheitlichen Digitalisierung 
der Verwaltungsprozesse, wird den Unternehmen den 
Freiraum verscha�en, den eine zukunftsfähige und 
wettbewerbsstarke Wirtschaft benötigt.

Abbildung 3: Bewertung Stand der Digitalisierung 
(Quelle: DIHK Digitalisierungsumfrage 2025)
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Wie es ist

Die Flut der Vorschriften steigt und steigt
Die Zahl der Vorschriften, die Unternehmen ebenso wie Kommunalbehörden im Alltag zu beachten haben, steigt 
stetig an. Mit jedem neuen Gesetz, sei es auf EU-, Bundes  - oder Landesebene, entsteht für die Wirtschaft neuer 
Aufwand, der �nanziert und personell abgebildet werden muss. Gleichzeitig bleiben die alten P�ichten bestehen 
und sind weiter zu beachten. Zusätzliche Belastungen entstehen dort, wo Kommunen eigene, über die gesetzlichen 
Anforderungen hinausgehende Regelungen einführen � etwa bei Bauvorschriften oder Berichtsp�ichten. Solche 
Alleingänge erhöhen die Kosten für Unternehmen und erschweren einheitliche Prozesse. Das Ergebnis ist ein 
unkontrolliert wachsendes Korsett an P�ichten und Aufwand, die für die Wirtschaft bundesweit mit jährlichen 
Kosten im zwei  - bis dreistelligen Milliardenbereich zu Buche schlagen.

Planungs  - und Genehmigungsverfahren dauern zu lange
Langwierige Planungs  - und Genehmigungsverfahren blockieren häu�g unternehmerische Projekte, z. B. 
hervorgerufen durch überzogene Brandschutzvorgaben bei Baumaßnahmen. Das Problem ist zum einen 
die überbordende Flut von Rechtsvorschriften, auf der anderen Seite aber auch eine oftmals zu zögerliche 
Wahrnehmung von Ermessensspielräumen der zuständigen Behörden. Im Ergebnis führt all dies dazu, dass die 
Entwicklung Niedersachsens an vielen Stellen ins Stocken gerät.

Mangelnde Digitalisierung der Verwaltung entwickelt sich zum Fortschrittshindernis
Eine leistungsfähige und serviceorientierte Verwaltung ist im globalen Wettbewerb ein wesentlicher Standortfaktor. 
Hierzu zählen insbesondere zeitgemäße, digitale Prozesse. Die Potenziale zur Digitalisierung in der ö�entlichen 
Verwaltung werden jedoch bei weitem noch nicht ausgeschöpft und stehen mittlerweile im Kontrast zur 
fortschreitenden Digitalisierung von Unternehmensprozessen. Nach Ergebnissen der DIHK-Digitalisierungsumfrage 
sind fast 80 Prozent der niedersächsischen Unternehmen mit dem 
Stand der Verwaltungsdigitalisierung unzufrieden. Viele Antrags  - und 
Genehmigungsprozesse laufen weiterhin analog, was zu Medienbrüchen, 
Mehraufwand und höheren Kosten führt. Gerade auf kommunaler Ebene 
fehlen oft �ächendeckende, nutzerfreundliche und standardisierte 
digitale Lösungen, die über unterschiedliche kommunale IT-Systeme 
hinweg einheitlich funktionieren.

Umfassendes Bürokratie-Monitoring fehlt
Derzeit werden die landesrechtlichen Bürokratielasten weder systematisch erfasst noch regelmäßig überprüft 
und abgebaut � zum Nachteil sowohl der Unternehmen als auch der Kommunalverwaltungen. Ein Vergleich 
der Belastungen zwischen den Bundesländern oder innerhalb Niedersachsens ist daher nicht möglich. Dadurch 
fehlt den Kommunalbehörden die Grundlage, um gezielt zu erkennen, in welchen Bereichen durch geeignete  
Verwaltungsmaßnahmen Bürokratiekosten verringert werden können.

AUF KOMMUNALER 
EBENE FEHLEN 
DIGITALE 
LÖSUNGEN
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Was zu tun ist

�One in � two out� konsequent umsetzen
Um eine spürbare Reduzierung des bürokratischen Aufwands zu erreichen, muss künftig konsequent das Prinzip 
�One in � two out� gelten. Das bedeutet: Für jede neue Vorschrift, die Aufwand für die Wirtschaft verursacht, 
müssen zwei bestehende Vorschriften entfallen. Das gilt nicht nur auf Bundes  - und Landesebene, sondern auch für 
den kommunalen Bereich: Landkreise und Gemeinden erlassen zahlreiche Satzungen und Verordnungen, deren 
Notwendigkeit regelmäßig überprüft werden muss.

Planungs  - und Genehmigungsverfahren stra�en
Verwaltungsverfahren müssen zügig und unternehmensorientiert abgewickelt werden. Dazu braucht es 
vereinfachte Verfahrensvorschriften und ausreichend Spielräume für die Behörden. Auch das Selbstverständnis 
der Kommunalbehörden gehört auf den Prüfstand: Sie sollten sich nicht nur als Überwacher, sondern auch 
als Dienstleister und Partner der Wirtschaft verstehen. Fachliche Zuständigkeiten und örtliche Nähe zu 
den Unternehmen sollten vor Ort erhalten bleiben, wenn E�zienz und Servicequalität sichergestellt sind. 
Zentralisierungen sollten nur dann erfolgen, wenn der Nutzen klar überwiegt.

Verwaltungsverfahren lückenlos digitalisieren
Verwaltungsverfahren müssen vollständig digital ablaufen, um Medienbrüche und damit erhöhte Kosten auf 
Unternehmensseite zu vermeiden. Antrags-, Genehmigungs  - und Zulassungsverfahren sind auf digitale Verfahren 
umzustellen und zu beschleunigen. Unternehmensbezogene Verfahren sollten nach dem Leitbild des �One  -
Stop-Shops� in einem Digitalportal gebündelt werden. Datenschutz und IT-Sicherheit müssen dabei von Anfang 
an mitgedacht werden. Kommunen sollten gezielt in Personal und Technik investieren, um Cyberangri�en 
vorzubeugen.

Zwei Themenfelder sind dabei zentral:
�  1. Klare Zuständigkeiten und Bündelung der Kompetenzen 

 Die derzeitige Verteilung digitalpolitischer Zuständigkeiten in Niedersachsen gleicht einem Flickenteppich. 
Ob digitale Wirtschaft, Verwaltungsdigitalisierung, IT-Bescha�ung oder Forschungsprojekte � die 
Verantwortlichkeiten sind zersplittert. Die Landesregierung sollte Zuständigkeiten im Bereich Digitalisierung 
bündeln und klare Schnittstellen zu den Kommunen scha�en. Kommunen brauchen verlässliche Ansprechpartner 
und einheitliche Standards, um eigene Digitalisierungsprojekte e�zient umzusetzen.

�  2. Stärkung der kommunalen Digitalisierung � �Once Only� als Basisgedanke 
Die größten Potenziale liegen auf kommunaler Ebene. Hier braucht es dringend Unterstützung durch das 
Land�� sowohl �nanziell als auch strukturell. Bund und Landesregierung sollten gemeinsam mit den Kommunen 
dafür sorgen, dass einheitliche Plattformen und Anwendungen entwickelt und betrieben werden. Ziel muss 
ein durchgängiges digitales Nutzererlebnis für Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen sein � unabhängig vom 
Wohnort. Das �Once Only�-Prinzip muss über alle Ebenen hinweg gelten.

Bürokratiekosten-Monitoring einführen
Notwendig ist ein regelmäßiges Monitoring der Bürokratiekosten. Nur wenn bekannt ist, wie hoch diese Belastungen 
sind und wo sie entstehen, können Kommunalbehörden gezielt gegensteuern. So lässt sich Bürokratieabbau 
messbar machen und dauerhaft in der Verwaltungspraxis verankern.
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Wie es ist

Mobilität bleibt eine zentrale Herausforderung
Die Mobilität von Menschen und Gütern bleibt für Niedersachsen eine der zentralen Herausforderungen 
zur Sicherung von Wirtschaftskraft und Lebensqualität. Eine moderne, leistungsfähige Infrastruktur ist dabei 
unerlässlich � ob für Pkw, Lkw, Bahn, Schi�, Rad oder Fußgänger. Trotz Investitionen steht Niedersachsen weiterhin 
vor einem erheblichen Sanierungsstau, der sich in maroden Straßen, Schlaglöchern und vor allem dringend 
sanierungsbedürftigen Brücken zeigt. Der lange Investitionsrückstand gefährdet die Funktionsfähigkeit und 
Sicherheit des niedersächsischen Verkehrsnetzes.

Investitions  - und Personalmangel verzögern Projekte
Begrenzte �nanzielle Spielräume in Niedersachsen und Personalmangel in den Planungs  - und Bauämtern sind die 
Hauptursachen dafür, dass sich notwendige Sanierungen und Ersatzbauten immer weiter verzögern. Ohne bessere 
personelle und �nanzielle Ausstattung und politischen Willen geraten auch die Entwicklung neuer Gewerbegebiete 
und die nachhaltige Stärkung des Wirtschaftsstandorts Niedersachsen ins Stocken.

Verkehrslenkende Maßnahmen scha�en Zielkon�ikte
Verkehrslenkende Maßnahmen wie Durchfahrtsbeschränkungen für den gewerblichen Verkehr, Tempolimits und 
Umweltzonen tragen zu einer Verbesserung von Klima und Lebensqualität bei, erzeugen aber zugleich einen 
spürbaren Wettbewerbsdruck für den regionalen Transport  - und Wirtschaftsverkehr. Niedersachsen braucht eine 
intelligente Verkehrsstrategie, die ökologische Ziele mit einer leistungsfähigen Infrastruktur und den wirtschaftlichen 
Bedürfnissen der Region in Einklang bringt.

Trimodale Logistik bleibt unterentwickelt
Straßen, Schienen und Wasserwege werden bislang nicht ausreichend miteinander verknüpft. Fehlende Knoten  -
punkte, Umschlagplätze und leistungsfähige Zufahrten sowie unzureichend angebundene Gewerbe�ächen 
verteuern Logistikprozesse und schwächen die Wettbewerbsfähigkeit.

Verkehrspolitik endet zu oft an kommunalen Grenzen
Stadtverkehr ist mehr als der Verkehr der Einwohner und Unternehmen 
innerhalb einer Kommune. In vielen Städten und Gemeinden stellen die 
Einpendler die Mehrheit der sozialversicherungsp�ichtig Beschäftigten 
an dem jeweiligen Standort dar. Auch sind die innerstädtischen Betriebe 
auf die zusätzliche Kaufkraft aus dem Umland angewiesen. Insofern ist 
es wichtig, dass die Verkehrspolitik nicht an den kommunalen Grenzen 
endet, sondern interkommunal entwickelt und umgesetzt wird. Dabei 
sind alle Verkehrsträger ebenso wie neue Mobilitätsangebote zu 
berücksichtigen.

Digitale Verkehrssteuerung wird zu wenig genutzt
Digitale Systeme könnten helfen, Verkehrs�üsse zu steuern und Staus zu vermeiden. Doch in vielen Kommunen 
fehlt es an interoperablen Lösungen, Personal und strategischer Planung. Dadurch bleiben Potenziale ungenutzt, die 
Mobilität sicherer und e�zienter machen könnten.

VERKEHRSPOLITIK 
SOLLTE 
INTERKOMMUNAL 
ENTWICKELT 
UND UMGESETZT 
WERDEN
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5. Infrastruktur für Kommunikation  
und Energie zukunftsfähig gestalten

Eine zukunftsfähige Energie  - und Digitalinfrastruktur ist 
das Rückgrat einer modernen Wirtschaft. Unternehmen 
benötigen stabile Strom  - und Datennetze, um Prozesse 
zu digitalisieren, energiee�zient zu produzieren und 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Während der Ausbau und 
Betrieb von Energie  - und Telekommunikationsnetzen 
überwiegend durch private Unternehmen erfolgt, 
liegt es in der Verantwortung von Bund, Land und 
Kommunen, verlässliche Rahmenbedingungen, 
e�ziente Genehmigungen und eine hohe Akzeptanz 
vor Ort sicherzustellen. Gerade in Niedersachsen 
als Industrie  - und Logistikstandort entscheidet die 

Leistungsfähigkeit der Netze über Innovationskraft und 
Standortattraktivität.

Doch Engpässe bei Strom  - und Breitbandleitungen, unzu  -
reichende Koordination beim Netzausbau und fehlende 
Akzeptanz bremsen die Modernisierung. Kommunen 
stehen dabei vor doppelten Herausforderungen: Sie 
müssen zugleich Planungs-, Genehmigungs  - und 
Kommunikationsprozesse managen und selbst in digi  -
tale Verwaltungsstrukturen investieren. Ziel muss eine 
�ächendeckend moderne, verlässliche und nachhaltige 
Infrastruktur sein � für Energie ebenso wie für Daten.

Abbildung 5: Breitbandversorgung in Niedersachsen  
(Anzahl Adressen in Prozent)
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6. Sicher leben � Resilienz und 
Gesundheitsinfrastruktur stärken

Die aktuellen geopolitischen Spannungen, neue 
Bedrohungslagen und die Erfahrungen aus der 
Coronapandemie verdeutlichen: Die kommunale 
Daseinsvorsorge braucht eine stärkere Resilienz. 
Sicherheit, Gesundheit und Schutz der Bevölkerung 
sind zentrale Voraussetzungen für Lebensqualität � 
und damit auch für die Attraktivität von Regionen als 
Wirtschafts  - und Wohnstandort.

Kommunen haben in diesem Zusammenhang eine 
Schlüsselrolle: Sie koordinieren Katastrophenschutz, 
betreiben Gesundheits  - und P�egeeinrichtungen, 
sichern kritische Infrastrukturen und gestalten 
Vorsorge und Versorgung vor Ort. Auch die 

Vorbereitung auf Szenarien der Gesamtverteidigung 
gehört heute zur kommunalen Resilienz. Ziel muss 
es sein, die Widerstandsfähigkeit von Städten und 
Gemeinden gegen Krisen zu erhöhen und die 
Gesundheitsversorgung zukunftsfest aufzustellen.

Gleichzeitig gewinnen digitale Infrastrukturen, 
moderne Kommunikationssysteme und die gezielte 
Sicherung von Fachkräften an Bedeutung, um in 
Krisensituationen schnell reagieren zu können. 
Auch die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in 
Vorsorge  - und Schutzmaßnahmen stärkt die regionale 
Resilienz und trägt zu einem sicheren Lebensumfeld 
bei.

Abbildung 6: Entfernung zum Hausarzt  
(Einwohnergewichtete Entfernung in Meter zur nächsten Hausarztpraxis)
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7. Zentren beleben und 
Aufenthaltsqualität erhöhen

Lebendige Innenstädte und Ortskerne sind das Herz 
der Kommunen. Sie prägen Identität, Lebensqualität 
und Wirtschaftskraft � in großen Städten ebenso wie in 
ländlichen Räumen. Doch viele Zentren stehen unter 
Druck: Sinkende Frequenzen, Leerstände, Geschäfts  -
aufgaben sowie Sicherheits  - und Sauberkeitsde�zite 
bedrohen ihre Vitalität. Der Wandel im Konsumver  -
halten, Nachfolgeprobleme und steigende Kosten 
setzen Handel und Gastronomie zusätzlich zu.

Kommunen stehen damit vor der Herausforderung, 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Funktionen 
in ihren Zentren zu sichern und gleichzeitig neue 
Nutzungsideen zu fördern. Entscheidend sind eine 
kluge Nutzungsmischung, hohe Aufenthaltsqualität und 
die aktive Beteiligung der Wirtschaft sowie Bürgerinnen 
und Bürger an der Weiterentwicklung ihrer Innenstädte.

Abbildung 7: Zu welchen Zwecken die Niedersachsen ihre Innenstädte aufsuchen  
Quelle: �Zentrenstudie Niedersachsen�, 2024



23

Kommunalpolitische  Positionen

Strukturwandel schwächt Innenstädte und Ortskerne
Viele Innenstädte, Stadtteilzentren und Ortskerne in Niedersachsen 
verlieren seit Jahren an Frequenz und Funktion. Der stationäre 
Handel steht durch Onlineplattformen, Fachkräftemangel und hohe 
Betriebskosten stark unter Druck. Auch Gastronomie, Kultur  - und 
Dienstleistungsbetriebe kämpfen mit steigenden Energie  - und 
Personalkosten. Leerstände prägen vielerorts das Stadtbild. Rückläu�ge 
Umsätze, Geschäftsaufgaben und Leerstände schlagen sich in sinkenden Steuereinnahmen nieder und schränken 
die �nanziellen Spielräume der Kommunen zusätzlich ein. Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit werden vielerorts als 
unzureichend empfunden � ein Faktor, der Besucher wie Investoren gleichermaßen abschreckt.

Zentrenmanagement und Kooperationen fehlen häu�g
In vielen Kommunen fehlt ein aktives Zentrenmanagement, das Akteure koordiniert, Projekte steuert und Leerstände 
bzw. gewerbliche Flächen strategisch entwickelt. Lokale Wirtschaftsakteure werden häu�g zu spät eingebunden, 
wodurch Maßnahmen an Wirkung verlieren. Standortgemeinschaften wie Handels  - und Gewerbevereine leisten 
wertvolle Arbeit, doch meist ehrenamtlich und häu�g ohne ausreichende Wertschätzung durch Verwaltung oder 
Politik. Dadurch bleiben wichtige Synergiepotenziale zwischen Wirtschaft, Verwaltung und Stadtplanung ungenutzt.

Fördermittel und alternative Finanzierungen werden zu wenig genutzt
Nach Auslaufen vieler Förderprogramme fehlt es an langfristigen Finanzierungsstrategien. Die klassische 
Städtebauförderung ist oft zu bürokratisch und zu eng gefasst, um auf kurzfristige Veränderungen im Einzelhandel 
oder in der Gastronomie zu reagieren. Innovative Finanzierungsinstrumente wie Verfügungsfonds, Public-Private  -
Partnerships oder Business Improvement Districts (BIDs) nach dem Niedersächsischen Quartiersgesetz werden 
noch zu selten eingesetzt, obwohl sie die Handlungsspielräume erheblich erweitern könnten.

Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit bleiben Kernfaktoren
Fehlende Präsenz von Ordnungskräften, mangelnde P�ege ö�entlicher Räume und Verwahrlosungstendenzen 
beeinträchtigen das Sicherheitsgefühl. Die Einrichtung von Präventionsräten, Sicherheitspartnerschaften und 
Quartiersmanagements bleibt häu�g auf Pilotphasen beschränkt, da es an dauerhafter Finanzierung und klarer 
Zuständigkeit mangelt.

Wie es ist

DER STATION˜RE 
HANDEL STEHT 
STARK UNTER 
DRUCK
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Zentrenentwicklung strategisch und vernetzt gestalten
Kommunen sollten integrierte Zentren  - und Innenstadtentwicklungskonzepte aufstellen, die Handel, Gastronomie, 
Kultur, Dienstleistungen, Tourismus und Wohnen gleichermaßen berücksichtigen. Eine systematische Bestands  -
aufnahme mit Flächenmonitoring kann helfen, Leerstände frühzeitig zu erkennen und gezielt zu vermitteln. 
Temporäre Zwischennutzungen, Pop-up-Stores, kulturelle Formate, verkaufso�ene Sonntage oder kreative Start  -
up-Konzepte können Impulse setzen und neue Zielgruppen anziehen.

Aufenthaltsqualität durch Gestaltung, Ordnung und Sicherheit verbessern
Zentren müssen Orte des Wohlfühlens und der Begegnung bleiben. Neben einer ansprechenden Gestaltung 
des ö�entlichen Raums sind Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit zentrale Voraussetzungen. Kommunen sollten 
stärker in P�ege, Beleuchtung und in den Rückbau von �Angsträumen� investieren und gemeinsam mit Polizei, 
Ordnungsdiensten und zivilgesellschaftlichen Partnern Präventionsstrategien entwickeln. Wo möglich, kann 
die Einbindung von Bürgerpatenschaften oder städtischen Initiativen (�Innenstadtpaten�) helfen, Verantwortung 
vor Ort zu verankern. Dazu können � im rechtlich zulässigen Rahmen � auch eine gezielte Videoüberwachung 
sicherheitsrelevanter Bereiche sowie engmaschige Kontrollen von Wa�en  - und Alkoholverbotszonen beitragen.

Lokale Akteure frühzeitig einbinden und wertschätzen
Ein enger Austausch zwischen Verwaltung, Wirtschaft, Immobilienbesitzern und Bürgerschaft ist unerlässlich. 
Frühzeitige Beteiligung scha�t Akzeptanz und Vertrauen � besonders bei Projekten wie Verkehrsversuchen, 
baulicher Umgestaltung des ö�entlichen Raumes oder Baustellenmanagement. Kommunen sollten regelmäßige 
Innenstadtforen, runde Tische oder digitale Beteiligungsplattformen etablieren. Eine stärkere ö�entliche 
Anerkennung des Engagements von Standortgemeinschaften, etwa durch Auszeichnungen oder gemeinsame 
Kommunikationskampagnen, fördert Identi�kation und Motivation.

Alternative Finanzierungsmodelle gezielt fördern
Verfügungsfonds, PPP-Projekte, BIDs oder Sponsoringmodelle können Investitionen in Gestaltung, Marketing oder 
Veranstaltungen erleichtern. Kommunen sollten aktiv über diese Instrumente informieren und Ansprechpartner für 
lokale Akteure benennen. Wettbewerbe oder Matching-Plattformen können zudem als Impulsgeber dienen. Wichtig 
ist, dass Förder  - und Beteiligungsstrukturen langfristig angelegt und bürokratiearm ausgestaltet werden.

Junge Zielgruppen mit neuen Formaten ansprechen
Zentren müssen auch künftig Orte für junge Menschen sein. Veranstaltungen, Frei�ächenkonzepte, WLAN-Hotspots, 
Co-Working-Angebote oder urbane Kulturprojekte können Attraktivität und Innovationskraft steigern. Eine moderne 
Stadtgestaltung mit grünen Aufenthaltszonen, digitaler Infrastruktur und vielfältigen Freizeitangeboten fördert 
nicht nur den Einzelhandel, sondern stärkt auch die Bindung an den Standort � insbesondere im Wettbewerb um 
Fachkräfte. Dazu gehören auch attraktive Angebote für Kinder und Familien � etwa Spiel  - und Bewegungsbereiche 
oder niedrigschwellige Erlebnisformate �, die die Aufenthaltsqualität erhöhen und Zentren für alle Generationen 
erlebbar machen.

Was zu tun ist
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8. Erreichbarkeit verbessern und 
Nahversorgung sichern

Innenstädte, Stadtteilzentren und Ortskerne erfüllen 
zentrale Funktionen für Wirtschaft und Gesellschaft. 
Sie sind Versorgungsorte, Begegnungsräume und 
Identi�kationspunkte für Bürgerinnen und Bürger. Ihre 
Zukunftsfähigkeit hängt entscheidend davon ab, wie 
gut sie erreichbar sind � und ob sie eine wohnortnahe 
Versorgung gewährleisten können. Gerade in länd  -
lichen Regionen droht eine Abwärtsspirale aus 

Schließungen, Frequenzrückgängen und infrastruktu  -
rellem Rückbau. 

Eine funktionierende Erreichbarkeit für Kunden, 
Beschäftigte, Lieferverkehre und Gäste sowie ein 
stabiles Nahversorgungsnetz sind daher Schlüssel  -
faktoren für gleichwertige Lebensverhältnisse und 
wirtschaftliche Stabilität in ganz Niedersachsen.

Abbildung 8: Verkehrsmittel zum Erreichen der Innenstadt 
Quelle: �Zentrenstudie Niedersachsen�, 2024
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Starke wissenschaftliche Basis, aber Innovationskraft lässt nach 
Niedersachsen verfügt über exzellente Forschungseinrichtungen und eine solide wissenschaftliche Basis. Die 
Ausgaben für Innovation sowie für Forschung und Entwicklung in Unternehmen liegen jedoch bei 2,74 Prozent des 
BIP und damit unter dem Bundesdurchschnitt von 3,13 Prozent.

Gleichzeitig gerät die Innovationskraft Deutschlands und damit auch Niedersachsens zunehmend unter Druck. 
Besonders deutlich wird dies bei den Patentanmeldungen: Während 2019 noch 67.437 Er�ndungen beim Deutschen 
Patent  - und Markenamt (DPMA) angemeldet wurden � davon 20.803 aus dem Ausland �, sank die Gesamtzahl 
bis 2024 auf 59.260. Die Zahl der ausländischen Anmeldungen blieb mit 19.196 weitgehend konstant, was den 
Rückgang vor allem bei inländischen Innovationen verdeutlicht. Diese Entwicklung spiegelt sich auch in vielen 
Kommunen wider, in denen Unternehmen zunehmend von einer sinkenden Innovationsdynamik berichten.

Bürokratie hemmt Innovationen
Die jüngste IHKN-Standortumfrage zeigt, dass sich die Bewertung nahezu aller Standortfaktoren aus Sicht 
der Wirtschaft in den letzten Jahren verschlechtert hat. Gleichzeitig verliert Deutschland in internationalen 
Innovationsrankings wie dem European Innovation Scoreboard (2025), dem Global Innovation Index (2025) oder 
dem BDI-Innovationsindikator (2024) zunehmend den Anschluss an die Spitzennationen. Ein wesentlicher Grund 
dafür ist, dass andere Länder bürokratische Hürden reduzieren und über eine leistungsfähigere Infrastruktur 
verfügen, was Innovationen und Gründungen dort deutlich erleichtert.

Gründungen häu�g aus der Not heraus
Die Gründungszahlen könnten sich demnächst parallel zu den wieder ansteigenden Arbeitslosenzahlen durch 
sogenannte �Notgründungen� erhöhen. Die Wirtschaft benötigt jedoch nicht nur eine große Zahl an Gründungen, 
sondern vor allem innovative und zukunftsorientierte Ideen und Geschäftsmodelle. Wachstumsorientierte Start-ups 
können dabei als Treiber digitaler und chancenorientierter Lösungen eine besondere Rolle spielen.

Engpässe bei Unternehmensnachfolge
Parallel dazu wächst � vor allem demogra�sch bedingt � die Zahl der 
Unternehmerinnen und Unternehmer, die ihren Betrieb abgeben möchten. 
Dem stehen jedoch viel zu wenige Nachfolgeinteressierte gegenüber. 
Diese Entwicklung wird durch Fachkräftemangel und wirtschaftliche 
Unsicherheiten noch verschärft. Besonders schwierig gestaltet sich die 
Nachfolgesuche in Branchen wie dem Hotel  - und Gastgewerbe.

Gründungsstruktur verändert sich
Bei Gründungen zeichnen sich einige Trends ab: Es dominieren Nebenerwerbsgründungen und 
überdurchschnittlich häu�g gründen ausländische Staatsangehörige ein Unternehmen. Der Anteil weiblicher 
Gründerinnen ist gestiegen, bleibt aber weiterhin hinter dem der Männer zurück, da die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf oft schwierig ist. Hohe Kosten, Fachkräftemangel, komplexe Regulierung und unsichere 
Rahmenbedingungen hemmen die Bereitschaft zum Schritt in die Selbstständigkeit. 

Wie es ist

VIEL ZU WENIGE 
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10. Kommunal�nanzen solide aufstellen 
und Schulden abbauen

Stabile kommunale Finanzen sind Grundvoraussetzung 
für Investitionen, Planungssicherheit und wirtschaft  -
liche Entwicklung. Doch viele Städte und Gemeinden 
in Niedersachsen kämpfen mit strukturellen De�ziten, 
wachsender Verschuldung und steigenden Ausgaben. 
Gleichzeitig werden immer mehr Aufgaben auf 
die kommunale Ebene übertragen, ohne dass eine 
ausreichende Gegen�nanzierung erfolgt. Die �nanzielle 
Handlungsfähigkeit vieler Kommunen ist dadurch 
erheblich eingeschränkt.

Eine nachhaltige Finanzpolitik muss darauf abzielen, 
die Haushalte zu konsolidieren, ohne die Substanz 
der kommunalen Infrastruktur zu gefährden. Ziel 
muss sein, Einnahmen und Ausgaben dauerhaft 
in Übereinstimmung zu bringen, wirtschaftliche 
Betätigung auf die Kernaufgaben der Daseinsvorsorge 
zu konzentrieren und interkommunale Kooperationen 
auszubauen. Nur �nanziell stabile Kommunen können 
die Voraussetzungen für leistungsfähige Bildungs-, 
Energie  - und Verkehrsinfrastrukturen scha�en und so 
den Wirtschaftsstandort langfristig sichern. 

Abbildung 10: Schulden der Kernhaushalte (Euro je Einwohner) im Jahr 2024
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Neben einer soliden Haushaltsführung ist auch 
eine verlässliche Steuerpolitik entscheidend, damit 
Kommunen als Wirtschaftsstandorte attraktiv bleiben. 
Kommunen stehen in besonderer Verantwortung, 
durch eine maßvolle Steuerpolitik attraktive 
Rahmenbedingungen zu sichern. Doch in vielen 
Städten und Gemeinden in Niedersachsen
steigen die Hebesätze bei Gewerbe  - und 
Grundsteuer seit Jahren an. Dies schmälert die 
Wettbewerbsfähigkeit�� gerade in wirtschaftlich 
angespannten Zeiten.

Steuern dürfen kein Lückenfüller für strukturelle 
Haushaltsprobleme sein. Kommunale Finanzpolitik 
sollte die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft im Blick 
behalten und auf verlässliche Einnahmen durch 
Wachstum statt durch Steuererhöhungen setzen. 
Zugleich gilt es, bürokratische Sonderabgaben und 
neue kommunale Einzelsteuern zu vermeiden, die die 
Wirtschaft belasten und Standortvergleiche erschweren.

11. Steuererhöhungen vermeiden

Abbildung 11: Entwicklung des Gewerbesteuerhebesatzes � Veränderung 2025 gegenüber 2015
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